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Editorial
Hallo,
Es ist mal wieder soweit. Ihr haltet 
jetzt die mittlerweile vierte Num-
mer des Autonomen Blättchens in den 
Händen. Als dieses Vorwort entsteht, 
scheint gerade mal wieder die Son-
ne, aber ansonsten ist das Wetter 
eher schlecht für die Jahreszeit. Dem 
schlechten Wetter setzt die radikale 
Linke erfreulicherweise einen heißen 
Herbst entgegen. Zu erst soll Anfang 
November, neben den üblichen Klein-
gruppenaktionen, der Castor massenhaft 
geschottert werden. Danach wird die 
Innenministerkonferenz in Hamburg ver-
senkt. Zu beiden Anlässen gibt es in 
dieser Ausgabe mehr zu lesen. Darüber 
hinaus haben wir uns eine Studie des 
„Zentrums für die Trans-
formation der Bundeswehr“ 
genauer angeschaut, in 
der es den nahezu un-
vermeidbaren Zusammen-
bruch der Weltwirtschaft 
an die Wand malt, sobald 
der Punkt überschritten 
ist, an dem die Menge 
des verbrauchten Erdöls 
die Menge des geförder-
ten übersteigt. Auch ei-
ner LKA-Studie zum Thema 
„Sicherheit und Wohl-
fühlen in Linden-Mitte“ 
haben wir uns für euch 
angenommen und sie dann 
auseinandergenommen. Zu 
beiden Studien findet ihr 
im Heft ausführliches. 
Passend zu der Peak-Oil-Studie gibt’s 
noch energische Artikel zum Ausstieg 
aus dem Atomausstieg. 
Außerdem haben wir noch eine ausführ-
lichere Auswertung des Widerstands 
gegen das diesjährige Sommerbiwak und 
ein Ausblick aufs nächste Jahr mit 
rein genommen. 
In dem Verfahren zu dem dieses Jahr 
tatsächlich abgebrannten Pavillon hat 
der Staatsschutz ein gutes Dutzend 
Zeug_innenvorladungen verschickt. Die 
von den Bullen Eingeladenen haben dar-
auf hin eine kollektive Erklärung ab-
gegeben, die wir hier nochmal veröf-
fentlichen. Zu dem 2009er Verfahren 
wegen des versuchten Abfackelns des 
VIP-Pavillons im hannoverschen Stadt-
park, gibt es nicht viel neues zu sa-
gen. Die Staatsanwaltschaft hat vor 
über 3 Monaten verlauten lassen, dass 
sie innerhalb von sechs Wochen die Be-
richte des LKAs ausgewertet haben wird 
und entscheiden würde ob sie mit dem 
Verfahren vor Gericht geht oder nicht. 
Weder gibt es einen Gerichtstermin 
noch sonst irgendwelche weiteren, öf-
fentlich wahrnehmbaren Schritte. Der 
Computer und die anderen beschlag-
nahmten Speichermedien sind dem Be-
schuldigten, trotz längst abgeschlos-
sener Spiegelung der Daten, immer noch 
nicht wieder ausgehändigt worden. Da-
für haben die Bullen nun ein weiteres

Wir sind eine Unterstüt-
zungsgruppe für staatlich 
verfolgte Antimilitarist_
innen. Wir unterstützen 
Alle, die in der Region 
Hannover der Repression 
des kriegerischen Deutsch-
land ausgesetzt sind. Zur 
Zeit beschäftigen wir uns 
mit den Folgen der Akti-
onen gegen das Sommerbi-
wak der Bundeswehr 2009 im 
hannoverschen Stadtpark 

Verfahren wegen Urheberrechtsverstö-
ßen eröffnet. Es bleibt abzuwarten was 
daraus wird.Gerade weil die Bullen 
Computer bei Hausdurchsuchungen in der 
Regel mit nehmen, kann euch auch hier 
nur nochmal dazu geraten werden, eure 
gesamten Festplatten, inkl. „geklauter 
Musik“ und anderer „Raubkopien“, zu 
verschlüsseln (z.B. mit True Crypt, 
Anleitungen gibt es im Netz zu Hauf) 
und politisch brisante Daten nicht auf 
dem heimischen PC oder USB-Stick zu 
lagern, sondern in sicheren Verstecken 
wegzubunkern. 
Im Rahmen der diesjährigen Sommerbi-
wakproteste haben Antimilitarist_in-
nen ein Polizeiauto in der Innenstadt 
in Brand gesetzt. (Eine Erklärung dazu 
dokumentieren wir in dieser Ausgabe.) 

Die Bullen geben in einer 
Pressemitteilung an, die 
Auswertung von Aufnahmen 
einer Kamera hätte erge-
ben, dass zwei Personen 
„dringend Tat verdächtig“ 
seien. Deshalb suchen sie 
nun, mit sehr unkonkreten 
Beschreibungen von Kla-
motten und einem Fahr-
rad, nach zwei Personen. 
Vielleicht solltet ihr 
mal darüber nachdenken, 
eure Klamotten und leider 
auch euer Fahrrad aus der 
Nacht zu entsorgen, falls 
das nicht schon geschehen 
ist. Passt auf euch auf!
Als wir gehört haben, 
dass vielleicht die ers-
te Panzerdivision aufge-

löst wird, haben wir schon befürchtet, 
dass uns in Hannover das Ziel für an-
timilitaristische Aktionen genommen 
wird. Als die Bundeswehr dann auch 
noch das Adventskonzert und das Ge-
löbnis in Bordenau abgesagt hat, wur-
de uns schon richtig mulmig zumute. 
Aber es wird ja nur die Divisionsebe-
ne durch die Umstrukturierung der BW 
verändert und uns wird die Leitein-
heit der Bundeswehr im Ausland wohl 
noch sehr viel länger als uns lieb 
ist, erhalten bleiben. Durch die Um-
strukturierung stellen sich allerdings 
zwei ganz konkrete Fragen. Was ist mit 
der Patenschaft der Stadt Hannover mit 
der ersten Panzerdivision, wenn es in 
der Form keine erste Panzerdivision 
mehr gibt? Und was wird aus dem Som-
merbiwak? Auf die letzte der beiden 
Fragen hat Generalmajor Kneip - der 
Kommandeur der Panzerdivision - neu-
lich in einem Interview in der HAZ 
schon geantwortet. Sie versuchen ihr 
möglichstes, dass es weiter stattfin-
den kann, sie werden allerdings in der 
Trauerzeit, falls wieder einer ihrer 
Soldaten getötet wird, kein Fest ab-
halten.

Bis Bald und wir freuen uns immer noch 
über eingeschickte Artikel und Spen-
den. 1



Widerstand gegen das 
Sommerbiwak 2010
Über 500 Antimilitarist_innen haben 
sich an den Protesten gegen das Som-
merbiwak der 1. Panzerdivision Hanno-
ver beteiligt. Die Zahl der Biwakbe-
sucher und Besucherinnen sank dagegen 
erneut auf nun noch 5500. 
Die Demos und Kundgebungen rund um den 
Stadtpark wa-
ren die meiste 
Zeit sehr laut 
und wurden durch 
kleinere Akti-
onen wie blutige 
Händeattrappen 
auf Gäste und 
Farbeier auf 
eine Guttenberg-
Puppe werfen, 
begleitet. 
Der Eingang des 
Biwaks wurde ca. 
30 Minuten durch 
einen Die-In von 
30 Leuten blo-
ckiert. 
Auch innerhalb 
des Stadtparks 
kam es erneut zu Protesten. Im Vorfeld 
und am Abend gab es einige militante 
Aktionen.
Die Hauptkundgebung gegen das Garten-
fest der 1. Panzerdivision Hannover 
startete um 17.30 Uhr vor dem Congress 
Centrum. Mit einigen Redebeiträgen und 
lauter Musik wurde versucht bis zum 
Eingangsbereich durchzudringen. Nach 
einer halben Stunde brach ein Groß-
teil der Demonstrant_innen mit einem 
zweiten Lautsprecherwagen zu einem 
Krachrave auf. Mit ätzendem Techno, 
Gepöbel und Pfiffen wurde direkt ent-
lang des Stadtparks auf der Clause-
witzstr. hin und zurück demonstriert. 
Nach ca. 15 Minuten musste allerdings 
wegen beschissener Auflagen zum Schutz 
der Polizisten- und Polizistinnenohren 
5 Minuten die Musik unterbrochen wer-
den. Dies wurde genutzt um einen Re-
debeitrag, der sich an die Biwakgäste 
richtete zu halten. 
Im Anschluss zog ein weiterer Demo-
zug in das angrenzende Zooviertel zum 
„Hindenburghaus“. 
Damit sollte die ungebrochene Traditi-
on des deutschen Militarismus und die 
immer noch bestehende Ehrenbügerschaft 
Hindenburgs in Hannover kritisiert 
werden. 
Während die beiden Demozüge unterwegs 
waren, wurde die Hauptkundgebung fort-
gesetzt. Diese wurde zum Gäste bepö-
beln und mit blutigen Händeattrappen 
bewerfen genutzt und endete mit einer 
kleinen Farbeierwurfshow auf eine Gut-
tenberg-Soldaten-Puppe. 
Den Abschluss der Proteste bildete 
eine erneute Demo entlang des Stadt-
parks bis zum Stabssitz der 1. Panzer

division. Dabei waren, wie schon 
beim Rave, jegliche Krachmittel ver-
boten. Außerdem musste der Lautspre-
cherwagen ab 19.30 Uhr, etwa auf der 
Hälfte der Strecke, bis zum Stabs-
sitz ausgeschaltet werden. Trotz-
dem gelang es noch einmal lautstark 
unsere Wut und unseren Protest zum 
Ausdruck zu bringen. 
Kurz vor dem Erreichen der Endkund-

gebung griff die 
Polizei zwei Per-
sonen wegen angeb-
licher Vermummung 
aus der Demo raus, 
ließ sie aber nach 
einigen Minuten 
wieder gehen. 
Die wohl erfolg-
reichste Aktion des 
Tages war die 30 
minütige Blockade 
des Eingangs des 
Stadtparks durch 
einen Die-In von 30 
Leuten. Den Sommer-
biwakgästen wurde 
ein blutiger Emp-
fang bereitet. 

Auch innerhalb des Festgeländes kam 
es erneut zu Protesten. Mindestens 
eine Rauchbombe wurde vor die Red-
nerbühne geworfen konnte aber lei-
der schnell gelöscht werden. Eine 
Antimilitaristin, der dieser Wurf 
vorgeworfen wird, wurde mit bisher 
unbekanntem Straftatvorwurf fest-
genommen aber nach ca. 30 min. mit 
einem Platzverweis laufen gelassen. 
Außerdem kletterten 6 Linkspartei-
abgeordnete auf die Bühne, zeigten 
No-War-T-Shirts, riefen Parolen und 
verteilten Flugblätter. Diese wurden 
mit dem Vorwurf des Hausfriedens-
bruchs festgenommen und ebenfalls 
kurz darauf wieder frei gelassen.
Insgesamt waren die diesjährigen 
Proteste aus unserer Sicht durch-
wachsen. Wir sehen also sowohl eini-
ge positive Entwicklungen als auch 
einige offenkundige Schwächen. Zu-
nächst einmal positiv hervor zu heben 
ist, dass wir die Teilnehmer_innen-
anzahl der Demo auf über 500 stei-
gern konnten. Das Sommerbiwak ist 
nach fünf Jahren des Widerstands zu 
einem der größten, regelmäßig statt-
findenden antimilitaristischen Pro-
testen geworden. In Anbetracht der 
Möglichkeiten des Widerstands, die 
sich in Hannover beim Biwak bieten 
und der immer weiter voranschrei-
tenden Militarisierung sind es aber 
immer noch viel zu wenig. Weiterhin 
war der erstmalige Versuch zu Beginn 
des Biwaks nicht nur hinter Gittern, 
bewacht zu pöbeln sondern mit dem 
Rave und der Hindenburgdemo da raus 
zu kommen richtig. Insbesondere der 
Krachrave war eine gute Idee.
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Wir müssen auch in Zukunft weiter dar-
an überlegen wie wir noch näher an das 
Biwak ran kommen, denn im Gegensatz zu 
den ersten Jahren kommen nur noch ver-
einzelt Gäste direkt an der Kundgebung 
vorbei. Als direkte Störung und Ein-
griff in den Ablauf des Festes hat die 
Die-In-Blockade dieses Jahr am besten 
funktioniert. Insgesamt scheint das 
linksradikale Konzept, eine Mischung 
aus Ächtung, Störung und Aufbau eines 
Bedrohungsszenarios insofern auf zuge-
hen, dass die Anzahl der Gäste erneut 
um 500 abnahm (nun 5500). 
Die miesen Auflagen bezüglich Lärm und 
das Verbot eines Schwarzen Blocks zei-
gen auch, dass wir stören. Allerdings 
denken wir, dass vor allem der Umgang 
mit der Schwarzenblockauflage noch ein-
mal gründlich diskutiert werden muss. 
So gab es zwar viele Leute in schwarz 
aber keinen Block. Es ist zwar rich-
tig die Priorität auf die Störung des 
Biwaks und nicht auf die Durchsetzung 
eines Blocks zu legen. Aber da uns di-
ese bekloppte Auflage vermutlich jetzt 
immer, auch bei anderen Anlässen, er-
teilt wird, muss dringend ein Umgang 
damit diskutiert werden. Zumal wir 
gerade nicht einschätzen können woran 
es lag, dass die Bullen keinen Stress 
wegen der vielen schwarz Gekleideten 
gemacht haben.
Erfreulich ist, dass es vor allem im 
Vorfeld einige militante Aktionen gab. 
-Der Rosenpavillon, VIP-Bereich im 
Stadtpark, wurde abgefackelt. 
-Bei zwei Commerzbanken wurden Scheiben 
eingeworfen und mit Farbe geworfen. 
-Ein Bullenauto wurde angefackelt. 
-Ein SPD Büro wurde entglast. 
-Zwei Bullenwachen mit Farbe versaut. 
(Dazu dokumentieren wir Erklärungen in 
dieser Ausgabe)
Bis auf die eine Bullenwache und einer 
Spontandemo von ca. 30 Leuten in Lin-
den lief am Abend des Biwaks allerdings 
soweit wir wissen nichts. 
Das lag bestimmt zum einen daran, dass 
hunderte Bullen und ein Hubschrauber 
unterwegs waren, zum anderen aber auch 
an unserer Schwäche Anschluss fähige 
Störaktionen zu organisieren. 
Dass Abends nichts Größeres läuft ist 
jedenfalls auch nicht besser als die 
Erfahrung der letzten beiden Jahre, an-
gemeldete Demo/Kundgebung im Bullenkes-
sel. 
Naja so oder so – der antimilitaristi-
sche Widerstand in Hannover wird weiter 
gehen und wir werden unser Bestes ge-
ben die guten Ansätze auszubauen. Wir 
werden uns nach etwas gründlicherer 
Diskussion nochmal mit einer ausführ-
licheren Analyse des bisherigen Wi-
derstands und der Perspektive für das 
nächste Jahr melden. Bis dahin haben 
wir ja auch abseits solcher Events ge-
nug damit zu tun die alltägliche Mili-
tarisierung der Gesellschaft zu bekämp-
fen.
Autonome Antimilitarist_innen

Dokumentation 1:
Angriffe auf Commerzbank
14.Juli 2010

„Wir haben 2 Commerzbankfilialen in Han-
nover mit Farbe und Steinen angegriffen. 
Während die Sozialausgaben immer weiter 
zusammengestrichen werden, kassierte sie 
über 18 Mrd. Bankenrettungsgelder. 
Denn Kapitalismus ist ohne Krise nicht 
zu haben. Das weiß auch die Commerzbank. 
Deshalb arbeitet sie fleißig mit an der 
Absicherung dieser Wirtschaftsweise 
durch das Militär. 
Die ist z.B. an dem Aufbau zivilmilitä-
rischer Verbindungskommandos beteiligt, 
die Aufstände bekämpfen sollen. 
Kapitalismus ist auch ohne Krieg nicht 
zu haben. 
Deshalb steht sie ideell voll und ganz 
hinter dem Militär. 
Während die Bundeswehr in Afghanistan 
Menschen tötet feiert sie mit der 1. 
Panzerdivision das Sommerbiwak.
Commerzbank und Bundeswehr angreifen! 
Alle die am 7. August mit der Bundeswehr 
das Biwak feiern machen sich zum Ziel 
antimilitaristischer Aktivität!“ 

Dokumentation 2: Angriff auf 
Polizeiwache und SPD Büro
5. August 2010
„Wir haben bei der Polizeiwache in der 
Höfestr. und einem SPD Büro in Hanno-
ver Linden die Scheiben eingeworfen und 
beides mit Teerfarbe verziert. Poli-
zisten forden leise Demos haben wir in 
der Zeitung gelesen. Wenn die Polizei 
mit Demonstrationsauflagen den Wider-
stand gegen Krieg, Bundeswehr und das 
Sommerbiwak mundtot machen will, wer-
den wir uns militant Gehör verschaffen. 
Die Polizei hat es aber auch wegen ih-
rer offiziellen Unterstützung fürs Biwak 
erwischt. Die SPD hat es getroffen weil 
sie als Regierungspartei in Hannover die 
Patenschaft mit der 1. Panzer-
division pflegt. Und als Regierungspar-
tei im Bund die Kriege gegen Serbien und 
Afghanistan angefangen hat.
Wir kämpfen für eine Welt ohne Partein, 
Polizei und Krieg. Deshalbwerden wir am 
7. August das Sommerbiwak angreifen und 
im November die Innenministerkonfernz in 
Hamburg versenken!
Polizei und Militär den Kampf ansagen!“ 3



Dokumentation 3: 
Aktion gegen Oberstleutnant der 1. Panzerdivision in Hamburg
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Dokumentation 4: 
Bullenwagen angefackelt 
7. August 2010 
„Aktionserklärung 
Hannover ist Kriegsgebiet! 
Während die Bullen rundherum das 
schwere Kriegsgerät bewachen, haben 
wir in der letzten Nacht mit handels-
üblichen Hilfsmittelchen ein paar Bul-
lenkarren am Raschplatz angefackelt. 
Wenn sie uns nicht demonstrieren las-
sen, wie wir möchten, müssen und wer-
den wir andere Wege finden, unseren 
Widerstand zum Ausdruck zu bringen. 
Bundeswehr wegtreten! Polizeistaat 
einschmelzen! Für die soziale Revolu-
tion!“

Der Bullenticker dazu:
„Gestern gegen 02:10 Uhr (07.08. mor-
gens) haben Unbekannte an der Run-
destraße (Mitte) den rechten Vorder-
reifen eines Einsatzfahrzeugs der 
Bundespolizei in Brand gesetzt. In der 
vergangenen Nacht wurde das Gebäude 
der Polizeistation Hemmingen an der 
Göttinger Straße (Arnum) mit Farbe be-
schädigt.
Die Beamten konnten das Feuer, das 
sich auf den rechten Vorderreifen und 
Kotflügel des Mercedes Vito ausge-
breitet hatte, schnell unter Kontrol-
le bringen. Das Einsatzfahrzeug war 
auf dem Parkplatz der Bundespolizei an 
der Rundestraße abgestellt gewesen. 
Ein Zeuge hatte die Polizei alarmiert, 
nachdem er in der vergangenen Nacht 
Farbschmierereien an der Polizeista-
tion Hemmingen bemerkt hatte. Die Be-
amten stellten bräunliche Farbanhaf-
tungen an der Eingangstür, mehreren 
Fenstern, der Außenfassade und dem 
Polizeischild neben der Tür fest. Die 
Ermittler schließen Zusammenhänge zu 
den Sachbeschädigungen am Gebäude der 
Polizeistation List vom 05.08.2010 und 
einer ähnlich gelagerten Tat auf das 
SPD-Parteibüro an der Limmerstraße vom 
03.08.2010 nicht aus. Zu diesen Taten 
haben sich Gegner des „Sommerbiwak“ 
der Bundeswehr bekannt. Die Ermitt-
lungen dauern an.“ (gekürzt)

Passt auf euch auf!
Die Bullen geben in einer weiteren 
Pressemitteilung vom 17. September 
an, die Auswertung von Aufnahmen 
einer Kamera hätte ergeben, dass 
zwei Personen „dringend Tat ver-
dächtig“ seien. 
Deshalb suchen sie nun, mit sehr 
unkonkreten Beschreibungen von Kla-
motten und einem Fahrrad, nach zwei 
Personen. Vielleicht solltet ihr 
mal darüber nachdenken, eure 
Klamotten und leider auch euer 
Fahrrad aus der Nacht zu entsorgen, 
falls das nicht schon geschehen 
ist. 
 

Polizei verhindert Rave 
Der Protest gegen das Sommerbiwak 
sollte bereits am Vortag beginnen. 
Mit einer Rave-Parade wollte das Bünd-
nis gegen Rechts unter dem Motto „Nie 
wieder Krieg! Nie wieder Faschismus!“ 
am Stadtpark vorbei in die Innenstadt 
ziehen. 
Diese Losung aus dem Schwur der Häft-
linge des KZ Buchenwald gilt heute wie 
damals. Mit dem Rave sollte sowohl 
die am Samstag stattfindenden Protes-
te gegen das Sommerbiwak, als auch den 
Widerstand gegen den geplanten Nazi-
aufmarsch in Bad Nenndorf am kommenden 
Wochenende unterstützt werden. 
Der Rave konnte jedoch nicht stattfin-
den. Der Grund dafür war eine Demo-
Auflage, die festlegte die Musikanlage 
auf eine bestimmte Lautstärke einzu-
stellen und von einer Fachkraft der 
Stadt versiegeln zu lassen. Nicht nur 
das dieser Vorgang schlappe 500 € ge-
kostet hätte – auch Nachfragen bei 
der Stadt Hannover ergaben, dass es 
schlicht unmöglich gewesen wäre eineN 
TechnikerIn für diese Aufgabe inner-
halb von nicht mal einer Woche zu fin-
den. 
Es kann davon ausgegangen werden, dass 
der Polizei als Versammlungsbehörde 
dieser Umstand bekannt gewesen ist. 
Mit dieser Auflage wäre es der Polizei 
möglich jede Versammlung unter freiem 
Himmel faktisch zu verbieten. Die Er-
fahrung von der Parade steht nicht al-
leine, denn auch die OrganisatorInnen 
der Proteste gegen das Sommerbiwak 
haben restriktive Auflagen bekom-
men: Menschen, die zu dunkel geklei-
det sind, dürfen nicht nebeneinander 
hergehen und Musik darf nur mit Pausen 
gespielt werden. Ähnliche Auflagen hat 
der DGB als Anmelder für eine Demo ge-
gen Nazis in Bad Nenndorf bekommen. 
Diese Beispiele sind ein Vorgeschmack 
auf das neue Versammlungsgesetz, das 
demnächst in Niedersachsen beschlossen 
werden soll. Es geht um Systemstabili-
sierung und Herrschaftssicherung! 
gekürzt von www.antifa-hannover.de
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Blutiger Empfang für Gäste des 
Sommerbiwaks 
Den Kriegstreiber_innen einen blutigen 
Empfang… 
… bereiteten am 07.08.2010 dreißig 
Antimilitarist_innen den Gästen des 
Sommerbiwaks der 1. Panzerdivision in 
Hannover.
Es ist 19:10h, der Soldat in der Pa-
radeuniform, die Dame mit Hut und 
Galarobe, der Kapitalist im Abend-
anzug, die Stadtvertreterin im klei-
nen Schwarzen… Zusammen streben sie 
freudig dem Haupteingang des Hanno-
ver Congress Centrums entgegen. Eine 
Jazzkapelle trötet schwungvolle Will-
kommensmusik… 
Doch kurz vor dem Eingang gerät der 
Strom der Gäste ins Stocken. Auf dem 
Boden liegen reglos 30 Frauen und Män-
ner in Abendkleidern und Anzügen über 
und über mit Kunstblut verschmiert und 
blockieren den Zutritt. Daneben ein 
Transparent mit der Aufschrift: „Den 
Kriegstreiber_innen einen blutigen 
Empfang!“ 
Das Sommerbiwak der 1. Panzerdivi-
sion – die Eingreiftruppe des deut-
schen Heeres – wird von Bundeswehr und 
Stadtpolitik als „schönstes Gartenfest 
Europas“ verharmlost. Jährlich versam-
meln sich hier ca. 6000 Vertreter_in-
nen aus Militär, Wirtschaft und Poli-
tik um den gesellschaftlichen Rückhalt 
der Bundeswehr zu demonstrieren. 
Doch wer (sich) hier feiert, ist be-
reit über Leichen zu gehen, denn Krieg 
ist ein blutiges Geschäft. Das bekamen 
die Gäste hautnah zu spüren als sie 
an den blutverschmierten Aktivist_in-
nen vorbei mussten. Eine halbe Stunde 
war so der Eingang zum Sommerbiwak als 
„Kriegsgebiet“ markiert. 
Nach ca. 10 Minuten begann der „Ab-
transport der Leichen“ durch die Poli-
zei. Nach und nach wurden die Antimi-
litarist_innen einzeln zum Aufstehen 
aufgefordert, teilweise weggeschleift 
oder getragen. So konnte die Blockade 
insgesamt eine halbe Stunde aufrecht-
erhalten werden. Nach einer Persona-
lienfeststellung mit Fototermin und 
einem Platzverweis, konnten die „Blu-
tigen 28“ ihrer Wege ziehen. 
„Ihr die ihr Kriege führt und feiert 
für eure Sicherheit, seit euch sicher, 
ihr seit nicht sicher! Keine Gitter, 
keine Uniformen, kein Dresscode, kei-
ne Polizei, keine Feldjäger, kein Geld 
schützt euch wirklich…! 
Wo ihr auch auftaucht, macht euch 
klar, wir sind sicher auch schon da!“ 

5 Jahre Widerstand - Was nun?
In den letzten fünf Jahren hat sich in 
Hannover kontinuierlicher Widerstand 
gegen Militarisierung und Bundeswehr 
entwickelt. Die jährlichen Proteste 
gegen das Sommerbiwak sind der größ-
te und wahrnehmbarste Teil davon. Wir 
werden an dieser Stelle nicht die gan-
ze Entwicklung nachzeichnen, sondern 
versuchen, anhand der Proteste des 
letzten Jahres Stärken, an die ange-
knüpft werden könnte und Schwächen, an 
denen wir arbeiten müssen, aufzuzei-
gen. 
Es ist in den letzten Jahren gelungen, 
das Biwak von einer Selbstverständ-
lichkeit zu einem umstrittenen Thema 
in der Stadt zu machen. Aufgrund der 
Kontinuität antimilitaristischen Pro-
testes und direkter Aktionen im Vor-
feld gab es die letzten beiden Jahre 
großes mediales Interesse. Die Mi-
schung aus Ächtung, direkter Störung 
und Aufbau eines Bedrohungsszenarios 
sorgte für den Verlust von ca. 1.000 
Gästen in den letzten 2 Jahren.
Doch der positive Effekt der Kontinui-
tät droht aus unserer Sicht zu kippen.  
Das größte Problem ist, dass die Bul-
len und die Biwakorganisatoren und 
Organisatorinnen mittlerweile wesent-
lich besser auf Proteste eingestellt 
sind. Dies und die offensichtlich auf 
Friede, Freude, Eierkuchen eingeschwo-
rene Presse machen die Organisati-
on realer Störung und die Aufrecht-
erhaltung eines Bedrohungsszenarios 
zunehmend schwierig. Im Gegensatz zu 
den ersten Jahren kommen nur noch 
ein paar Handvoll Biwakgäste direkt 
an der Kundgebung vorbei. Die beiden 
kleineren Demos und vor allem das Die-
In vor dem Eingang waren zwar Schritte 
in die richtige Richtung. Sie reichen 
aber nicht aus. Wenn wir das Ziel, 
das Biwak langfristig zu verhindern, 
beibehalten wollen, müssen wir mehr 
direkte Eingriffe in den Ablauf orga-
nisieren. Auch wenn dies wahrschein-
lich nicht durch bzw. von den Demos 
aus erreichbar ist, müssen wir  drin-
gend diskutieren, wie wir offensiver 
mit beschissenen Demoauflagen umgehen 
können. Die  Demos sind unser Meinung 
nach lediglich gut, um zu zeigen, dass 
wir relativ viele sind und um nicht 
organisierten Leuten einen Anschluss 
zu ermöglichen. Aber zur Störung des 
Biwaks taugen sie mittlerweile nicht 
mehr all zu viel. Trotzdem müssen wir, 
gerade wenn nächstes Jahr das neue 
Versammlungsgesetz in Kraft getreten 
ist, überlegen wie wir die Demos ge-
stalten. Denn einerseits laufen wir 
durch die Ritualisierung und der damit 

einhergehenden Einschrän-
kung Gefahr, dass weniger 
Leute es attraktiv finden 
an den Protesten teilzu-
nehmen. Andererseits gab 
es dieses Jahr ziemlich 
viele Lücken in dem 
Sicherheitskonzept der
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Bullen. Nur wurden diese leider zu 
wenig genutzt. So wäre z.B. spätes-
tens nach dem Chaos rund um das Die-
In ein Durchbruch zum Eingang möglich 
gewesen. Auch an anderen Stellen war 
oft viel möglich. Dies wurde aber nur 
zeitweise ausgenutzt. Als positives 
Beispiel für das Ausreizen unseres 
Handlungsspielraums ist das Bewerfen 
von Gästen bei der sog. Hindenburgdemo 
zu nennen. Davon hätten wir gerne noch 
mehr gehabt.
Die Presseberichterstattung zum Bi-
wak zeigt außerdem, dass nicht nur zum 
Organisieren von Störaktionen, son-
dern auch zum Aufrechterhalten eines 
Bedrohungsszenarios mehr nötig ist 
als  dieses Jahr. War die Berichter-
stattung 2009 noch davon geprägt, dass 
die Bullen selbst versuchten, den Wi-
derstand als gefährlich zu kennzeich-
nen (Schlagzeilen wie Farbanschlag 
auf Festgäste), haben sie nun grund-
sätzlich ihre Strategie gewechselt. 
Um behaupten zu können alles sei ruhig 
und friedlich gewesen, wurde sogar auf 
Festnahmen verzichtet. Während  Anti-
militarist_innen sonst oft stundenlang 
wegen kleiner Aktionen eingesperrt 
wurden, ließen die Bullen dieses Jahr 
ca. 40 Leute, die in den Jahren vor-
her verhaftet worden wären, nach einer 
Personalienkontrolle gehen. Die Anti-
militarist_innen, die 2009 innerhalb 
des Biwaks ein Transparent gezeigt 
hatten, wurden bis tief in die Nacht 
festgehalten. Die Antimilitaristin, 
der dieses Jahr der Wurf einer Rauch-
bombe vor die Rednerbühne vorgeworfen 
wird, wurde sofort freigelassen. Es 
ist absurd, was die lokale Presse nach 
dem Biwak so schreibt. Während vorher 
ein bisschen Farbe an einer Bullen-
wache für die Titelseite und mittel-
schwerer Hysterie reichten, hieß es im 
Nachhinein alles wäre friedlich und 
unter Kontrolle gewesen – Blockade des 
Eingangs, Rauchbombe vor der Bühne, 
angezündetes Polizeiauto, eine weitere 
farbige Wache u.a. wurden nur am Ran-
de erwähnt oder klein geschrieben. Der 
Wille, nicht mehr zur Erzeugung eines 
Bedrohungsszenarios und damit eines 
weiten Verlustes von Gästen beizutra-
gen, ist offensichtlich groß. 
Wir denken aber, mit besseren Struktu-
ren und mehr Leuten ließen sich nicht 
nur die Störfähigkeit und das Bedro-
hungsszenario aufrechterhalten, son-
dern die Dur chführbarkeit des Biwaks 
in Frage stellen. Das Biwak ist nicht 
so etwas wie ein Kongress, den die 
Bullen im Zweifel mit Sicherheitszo-
nen abschirmen können. Der Festcharak-
ter des Biwaks ist ein entscheidender 
Punkt, wenn alle Gäste durch zig Si-
cherheitsschleusen müssten, wäre die 
Feststimmung dahin. Deshalb ist das 
Biwak ein Ereignis bei dem ein erfolg-
reiches Verhindern oder zumindest so 
massive Störungen möglich sind, dass 
der Festcharakter nicht aufrecht zu 
erhalten ist.

Wir denken, dass es ein begrenztes 
Zeitfenster gibt dies umzusetzen. Denn 
wir befürchten, dass der Protest zum 
Ritual verkommen und zunehmend an At-
traktivität verlieren wird, wenn es  
nicht mehr als die kleinen Schritt-
chen der vergangenen Jahre, nach vor-
ne geht. Gerade weil das Biwak nicht 
die politische Bedeutung hat, wie z.B. 
der Celler Trialog sie gehabt hätte, 
wollen wir noch einige weitere Überle-
gungen ausführen, damit in den nächs-
ten Wochen und Monaten Hannoveraner 
und bundesweite Bezüge diskutieren 
können, ob sie sich vorstellen können 
an einem solchen Projekt mitzuwirken.

Wie könnte es weiter gehen?

Antimilitarismus entwickelt sich zu-
nehmend zu einem der wichtigsten The-
menbereiche der radikalen Linken.
So sehr es erfreulich ist, dass es 
bundesweit sehr viele kleinere und 
größere antimilitaristische Aktionen 
und Initiativen gibt – wir denken, 
dass es mehr gemeinsame Erfahrungen 
und dynamischere Mobilisierungen 
braucht, um dieser Entwicklung einen 
Schub zu geben und um aus ihr eine po-
litische Bewegung zu machen.
Der Kampf gegen die kriegerischen Ver-
hältnisse sollte sowohl den materi-
ellen Eingriff in das Funktionieren 
einer militarisierten Innen- und Au-
ßenpolitik umfassen, als auch die Zer-
setzung ihrer ideologischen Grundla-
gen. 
Unserer Meinung nach könnte eine Mobi-
lisierung gegen das Sommerbiwak bei-
den Aspekten gerecht werden. Dann zu-
mindest gewönne sie eine Stärke, die 
über den lokalen Rahmen hinaus weisen 
könnte. Solche gemeinsamen Erfahrungen 
der Stärke brauchen wir, damit etwas 
in Bewegung kommt. Viele erfolgreiche 
Kleingruppenaktionen  ersetzen nicht 
die Dynamiken, die überregionale Mobi-
lisierungen auslösen können, weil sie 
selten das politische Potential besit-
zen, tatsächlich zusammenführende, für 
Viele erlebbare Momente zu schaffen.
Wir würden gerne ausprobieren, welches 
Mobilisierungspotential und welche 
politische Wirkmächtigkeit die anti-
militaristischen Zusammenhänge gemein-
sam entwickeln können. Noch können 
wir nicht wirklich einschätzen, welche 
Rolle der Widerstand gegen das Som-
merbiwak dabei spielen kann. Doch wir 
denken, dass nach dem Ende der Gelöb-
nix-Proteste in Berlin und dem Abflau-
en der Anti-SIKO-Aktivitäten in Mün-
chen eine Chance besteht, in Hannover 
einen vorübergehenden Kristallisati-
onspunkt antimilitaristischen Wider-
standes zu etablieren.
Sicher hat das Sommerfest der 1. Pan-
zerdivision (die es so vielleicht in 
Zukunft gar nicht mehr geben wird) nur 
eine lokale Bedeutung; dessen poli-
tische Bedeutung zudem nicht z.B. mit 
der SIKO vergleichbar ist. 7



Dafür bieten sich praktische Möglich-
keiten der Verhinderung (z.B. wenn der 
Festcharakter nicht mehr aufrecht zu 
halten ist). Außerdem könnte es über die 
Thematisierung der Rolle der 1. Panzer-
division und der wachsenden Bedeutung 
der militärischen Absicherung der kapi-
talistischen Ökonomie gelingen, dieses 
provinzielle High-Society Ereignis 
exemplarisch, als Knotenpunkt von Mili-
tarismus und Kapitalfraktion, zum Thema 
zu machen. Nach dem Motto: hier feiern 
die Gewinner_innen des deutschen Mili-
tarismus. Wir sollten herauskriegen, ob 
eine bundesweite Mobilisierung gegen das 
Sommerbiwak gelingen kann.
Natürlich gilt es nicht nur das poli-
tische Potential dieses Ansatzes zu er-
kunden. Wird die hannoversche Linke auch 
praktisch in der Lage sein, so etwas zu 
wuppen? Welchen konkreten Schwierig-
keiten werden wir uns 2011 gegenüber-
sehen? Schließlich wird das neue Nie-
dersächsische Versammlungsgesetz dann 
bereits in Kraft sein. Damit werden wir 
einen sehr präzisen, pragmatischen und 
offensiven Umgang finden müssen. Lässt 
vielleicht die mögliche Entwicklung der 
politischen Weltlage das Sommerbiwak 
irrelevant werden (z.B. Angriff auf den 
Iran)? Gibt es 1. PD nächstes Jahr über-
haupt noch?
Wir können das alles jetzt noch nicht 
beantworten. Wir wünschen uns aber, dass 
in den nächsten Wochen und Monaten über 
die Möglichkeit einer bundesweiten Mobi-
lisierung gegen das Sommerbiwak 2011 so-
wohl in Hannover, als auch in den über-
regionalen Bezügen diskutiert wird. Auf 
die Plätze, fertig, los!
Eine autonome Gruppe 

Brandanschlag auf Rosenpavillon – 
Zeugenvorladungen 15. Juli 2010
„Zahlreiche Antimilitarist_innen aus 
Hannover haben letzte Woche polizeiliche 
Zeugenvorladungen erhalten. Wir wei-
sen diesen Kriminalisierungsversuch des 
Staatsschutzes entschlossen zurück. Den 
Vorgeladenen gemein ist die Teilnahme 
an antimilitaristischen Demonstrationen 
und Protesten der letzten Jahre. Wer 
sich öffentlich gegen die Bundeswehr und 
Krieg engagiert, wird in die Nähe von 
Brandanschlägen gestellt. So sollen Ak-
tivist_innen, die an Protesten teilneh-
men, eingeschüchtert werden.

Diese Taktik wird nicht aufgehen – Kei-
ner der Vorgeladenen wird zu Verneh-
mungen zur „Sachbeschädigung durch Feu-
er“ erscheinen. Darüber hinaus rufen wir 
weiterhin dazu auf, aktiv Widerstand zu 
leisten gegen Krieg, Militär und das 
Sommerbiwak. 
Wir rufen alle, die Zeugenvorladungen 
bekommen haben und bisher keinen Kontakt 
zu uns hatten, auf sich zu melden: zeu-
gen-rosenpavillon@web.de 
Ansonsten gilt wie immer keine Spekula-
tionen, wer wieso vorgeladen wurde oder 
auch nicht und wer mit dem Brand etwas 
zu tun haben könnte. Dies nutzt nur den 
Bullen. 
Für die Vorgeladenen ist klar, dass Aus-
sageverweigerung Selbstschutz und Soli-
darität bedeutet! Gegen Krieg und Re-
pression – 07.08. Sommerbiwak vermiesen!
Solidaritätskreis gegen die Krimi-
nalisierung des Biwak-Widerstands“

Gelöbnis in Bordenau abgesagt!
Wie der Lei-
ne Zeitung vom 
18.08.2010 
zu entnehmen 
ist, hat das 
Verteidigung-
ministerium 
das für den 
12. Novem-
ber geplante 
Gelöbnis in 
Bordenau bei 
Hannover ab-
gesagt. Das 
Gelöbnis wäre 
mit 950 Rekru-
ten und bis zu 
5000 Besucher_
innen eines 
der größten 
Militärspek-
takel der BRD 
geworden. Die offizielle Begründung für 
die Absage durch Kriegsminister Gutten-
berg: „Wir wollen das Gelöbnis in einem 
würdigen Rahmen abhalten, das geht nicht 
bei Enge.“ 
Bundeswehr und Presse verschweigen da-
bei zwar die angemeldeten Kundgebungen, 
doch die Formulierungen „würdigen Rah-
men“ und „Enge“ legen nahe, dass mas-
sive Störungen befürchtet wurden. Denn 
bereits 2005 war es nicht gelungen ein 
Gelöbnis in dem kleinen Dorf effek-
tiv abzuschirmen. Damals hatten ca. 250 
Antimilitarist_innen die Rede des Ver-
teidigungministers mit Hilfe eines Laut-
sprecherwagens und Gasfanfaren übertönt. 
Das Bild zu diesem Artikel stammt aus 
der Bild von 2005. 
Außerdem hatte die lokale Presse schon 
vor einigen Monaten berichtet, die Bun-
deswehr mache sich Sorgen wegen einer 
„angemeldeten Versammlung Linksautono-
mer“ 
Wieder einmal zeigt sich die Bundeswehr 
schreckt vor Protest zurück. 
Auch wenn angekündigt wird nach einem 
Ersatzort zu suchen, ist die Absage 
ein deutlicher Erfolg der8



antimilitaristische Bewegung in der Re-
gion Hannover. Wenn sich die Militärs 
und ihre Fans in abgeschirmte Kasernen 
verkriechen, ist dies ein Schritt in die 
richtige Richtung. Wenn ein Ausweichort 
bekannt ist, wird es auch dort Proteste 
geben. Infos gibts dann auf antimilita-
rismus.blogsport.de
Bis dahin: 
Militär aus dem öffentlichen Raum ver-
teiben – immer und überall! 
Nehmen wir ihnen das noch zu ruhige Hin-
terland! Bundeswehr wegtreten! 

Protest gegen Bundeswehr bei Ge-
denken für NS-Opfer 
1. September 2010
Am heutigen Antikriegstag fand in Han-
nover auf dem Ehrenfriedhof für im 
Nationalsozialismus ermordete Zwangs-
arbeiter – größtenteils Angehörige der 
Roten Armee – eine Gedenkveranstaltung 
statt. 
Diese wird seit Jahren von der IG Me-
tall in Zusammenarbeit mit der Stadt 
Hannover und dem Volksbund deutscher 
Kriegsgräberfürsorge organisiert. Auch 
Soldaten und Soldatinnen der 1. Pan-
zerdivision und der Luftwaffe waren 
anwesend. Gegen diesen Umstand haben 
wir mit einem Transparent protestiert.
Nach einiger Überlegung welche Form 
des Protestes in Anbetracht des An-
lasses angemessen ist, entschlossen 
wir uns dazu schweigend mit dem Trans-
parent: „Dank der Roten Armee für die 
Zerschlagung des NS-Faschismus. Damals 
wie Heute: Tod dem deutschen Militär“ 
neben dem Mahnmal zu stehen. Denn es 
war uns natürlich wichtig, dass nicht 
der Eindruck entsteht, wir wollten 
eine Gedenkfeier für Opfer des Fa-
schismus stören. 
Als wir nach der Hälfte des Programms 
die Empore betraten, klatschten einige 
der Zuschauer_innen – vor allem, Ange-
hörige der russischen Delegation Volga 
Int., der Friedensbewegung und eini-
ge Gewerkschafter_innen. Die Bundes-
wehrsoldaten und Soldatinnen und der 
Großteil der ca. 80 Teilnehmenden re-
gierten allerdings nicht. 
Die Veranstaltung endete mit einer 
Kranzniederlegung, während der wir 
weiterhin ne ben dem Mahnmal schwei-
gend gegen die Anwesenheit der Bundes-
wehr protestierten. 
Eine Teilnahme an dem Gedenken für die 
Opfer des Faschismus und eine gleich-
zeitige Ächtung der Bundeswehr ist uns 
gelungen. 
Wir müssen weiterhin Wege finden die 
Bundeswehr (und eigentlich auch die 
Kriegsbräberfürsorge) von Gewerk-
schaftsveranstaltungen und Gedenkfei-
ern für Opfer des Nationalsozialismus 
zu drängen. Die Gewerkschaften müssen 
mehr unter Druck gesetzt werden, damit 
sie zukünftig keine Bundeswehrangehö-
rigen auf ihren Veranstaltungen dul-
den. Nie wieder Faschismus – Nie wie-
der Krieg! Für antifaschistische und 
antimilitaristische Gewerkschaften! 
Kick your local Werbeoffizier!!! 

Bundeswehr sagt Adventskonzert ab
2. September 2010 
Das diesjährige Adventskonzert der 
1. Panzerdivision Hannover ist über-
raschend abgesagt worden. Dies be-
stätigt die 1. Panzerdivision in der 
gestrigen Ausgabe der Hannoverschen 
Allgemeinen Zeitung. 
Das Konzert, das seit 10 Jahren in 
Hannoverschen Kirchen veranstaltet 
wurde, war in den letzten Jahren von 
Protesten begleitet worden. 2007 fand 
das Militärkonzert noch in der größ-
ten Hannoverschen Kirche, der Markt-
kirche statt. Dort hatten ca. 20 An-
timilitarist_innen vor Beginn des 
Konzertes ein Transparent vor dem 
Altar entrollt. Nach dem die Bullen 
diese geräumt hatten, wurde das Kon-
zert noch mehrfach durch Zwischenrufe 
und mit Trillerpfeifen gestört. 
Die Polizei nahm vor der Kirche 16 
Personen mit dem Vorwurf des Haus-
friedensbruchs, zum Teil brutal, 
fest. 
Sowohl das Konzert der Bundeswehr als 
auch das Vorgehen von Kirchenvertre-
ter_innen und Polizei lösten bundes-
weiten (auch innerkirchlichen) Pro-
test aus. 
Dadurch sah sich der Vorstand der 
Marktkirche zum Einlenken gezwungen. 
Zunächst gab es Anfang 2008 eine Po-
diumsdiskussion zwischen Antimilita-
rist_innen und Kirchenvertreter_in-
nen, die mit 250 Zuhörer_innen sehr 
gut besucht war. Kurz darauf ent-
schied sich die Marktkirche gegen 
weitere Militärkonzerte. 
Trotzdem gab es 2008 erneut ein Ad-
ventskonzert der 1. Panzerdivision. 
Die wesentlich kleinere Neustädter 
Hof- und Stadtkirche war bereit das 
Militärspektakel als geschlossene 
Veranstaltung, unter massivem Poli-
zeischutz durchzuführen.Vor der Kir-
che protestierten ca. 50 Antimilita-
rist_innen. 
2009 entschied sich eine Gruppe schon 
zwei Tage vor dem Konzert aktiv zu 
werden und die Räumlichkeit zu beset-
zen. 
Zum Ende eines Gottesdienstes wurde 
ein Transparent gezeigt und eine kur-
ze Rede gehalten. Der Kirchenvorstand 
wurde aufgefordert das Konzert abzu-
sagen und es wurde angekündigt wird 9



Kirche vorher nicht wieder zu verlas-
sen. Erneut räumte die Polizei eine 
Kirche. Große mediale Aufmerksamkeit 
und innerkirchliche Proteste folgten 
ebenso. Am Tag des Konzertes demons-
trierten 90 Menschen vor der weiträu-
mig abgesperrten Kirche. 
Die Besetzer_innen luden im Anschluss 
an die Proteste Militär-kritische Men-
schen aus Kirchengemeinden zu einem 
Treffen, um über ein mögliches gemein-
sames Vorgehen zu beratschlagen. Das 
Friedensbüro und das Arbeitsfeld Frie-
densarbeit im Haus kirchlicher Diens-
te Hannover beschlossen dieses Jahr, 
parallel zu dem Adventskonzert der 1. 
Panzerdivision, vor der Neustädter 
Kirche ein „Friedenskonzert“ mit Kir-
chenchören zu veranstalten. 
Mit diesem Schritt war es gelungen die 
Auseinandersetzung von einem Protest 
aktiver antimilitaristischer Grup-
pen zu einem innerkirchlichen Konflikt 
auszuweiten. 
Die offizielle Begründung für die nun 
erfolgte Absage: Die Division müsse  
sich auf die Aufgabe als Leitdivision 
in Afghanistan vorbereiten. 2011 solle 
es dann wieder ein Adventskonzert ge-
ben. Was 2011 ist werden wir sehen. 
Aber es stimmt definitiv nicht, dass 
das Heeresmusikkorps 1 wegen dem Af-
ghanistaneinsatz der 1. Panzerdivision 
keine Konzerte mehr geben kann. Ande-
re Auftritte wurden jedenfalls nicht 
abgesagt. Dass die 1. Panzerdivision 
behauptet, die Absage habe nichts mit 
dem Protesten zu tun, tut dem Erfolg 
der Proteste jedoch keinen Abbruch. 
Die Absage ist der Ausdauer der an-
timilitaristischen Gruppen und der 
Ausweitung der Proteste zu einem in-
nerkirchlichen Konflikt zu verdan-
ken. Dies ist unserer Meinung nach 
der überregional interessante Aspekt. 
Es ist möglich das Militär zurück zu 
drängen. Wir brauchen dazu aber oft 
einen langen Atem und müssen uns auf 
ein für uns fremdes Terrain wagen. Die 
Zusammenarbeit mit kirchlichen Gruppen 
war für uns neu und zum Teil durchaus 
von Bedenken geprägt, schließlich ist 
die Kirche nicht gerade der Hort der 
Emanzipation. Trotzdem war es richtig 
zu versuchen antimilitaristische Posi-
tionen in breiteren gesellschaftlichen 
Bereichen zu verankern. Wenn wir die 
Bundeswehr aus dem öffentlichen Raum 
verbannen wollen, müssen wir Wege fin-
den antimilitaristische Positionen zu 
verbreitern und direkt Betroffene zu 
Aktivität zu ermuntern. Wenn die Bun-
deswehr versucht in Kirchen Fuß zu 
fassen, ist es wesentlich wirkungs-
voller wenn sich innerhalb dieser Wi-
derspruch regt als wenn wir versuchen 
von außen zu intervenieren. Dies gilt 
genauso für ein erfolgreiches Verdrän-
gen der Bundeswehr von Gewerkschafts-
veranstaltungen oder aus Schulen. 
PS: Wegen der Besetzung 2009 stehen 
vermutlich noch Verfahren wegen Haus-
friedensbruch an. 

Jedenfalls erstattete der Kirchenvor-
stand gegen 12 Antimilitarist_innen 
Anzeige. Deshalb weiterhin zu Solida-
ritätsspenden aufgerufen: 
Spendenkonto: 
Rote Hilfe e.V. Hannover 
Kto.-Nr.: 0010808858 
BLZ.: 76010085 
Stichwort: Marktkirche
PPS: Das vom Friedensbüro und dem Haus 
kirchlicher Dienste vorbereitete Frie-
denskonzert soll trotz der Absage am 
1. Dezember stattfinden.
Bundeswehr aus dem öffentlichen Raum 
vertreiben! 
Nie, Nie, Nie wieder Adventskonzert!

Blutiger Empfang für Bundeswehr 
in Wunstorf
3. September 2010
„Wir haben gestern den Eingang des 
Wunstorfer Stadttheaters für 15 Mi-
nuten mit einem Die-In blockiert. Wir 
protestierten damit gegen die Insze-
nierung des Militärs als eine der All-
gemeinheit zu gute kommende Instituti-
on und den Ausbau des Fliegerhorstes. 
Der Freundeskreis des Fliegerhorst 
Wunstorf veranstaltete das als Bene-
fizkonzert ausgegebene Militär- ver-
herrlichende Spektakel mit dem Hee-
resmusikkorps 1. Doch Krieg ist kein 
Konzert!
Die Reaktionen der Konzertbesucher und 
Besucherinnen waren durchgängig äu-
ßerst aggressiv. Besonderst die mit-
organisierende Feuerwehr tat sich mit 
Aggressivität hervor. Ein Feuerwehrof-
fizier ließ ein Spritzenwagen vorfah-
ren und sagt zu dem anrückenden Dorf-
bullen: „Wir wollen das hier gleich 
mal mit Wasser wegspritzen. Das gan-
ze Blut muss weg und die können wir 
gleich mit wegspritzen!“ 
Bulle: „Herbert du weißt das kann ich 
nicht gestatten.“ 
Feuerwehrarsch: „Ich würde aber ger-
ne noch Schaum zu mischen das ist noch 
ätzender.“ 
Andere Gäste traten schon mal mit An-
kündigung absichtlich auf und gegen 
die vor dem Eingang liegenden Antimi-
litarist_innen. 
Zu überlegen ist allerdings ob eine 
solche Aktion, bei der man sich der 
Aggressivität der Militaristen und Mi-
litaristinnen relativ schutzlos aus-
liefert, weiterhin angebracht ist. Wir 
müssen überlegen ob wir nächstes mal 
besser eine andere Aktionsform wählen. 
Trotzdem zeigt die Empörung und der 
uns engegenschlagende Hass auch, dass 
wir richtig gestört und die Gäste ver-
unsichert haben. 
Dem Militär das ruhige Hinterland zu 
nehmen, ist so oder so richtig. 
Als wir nach 15 Minuten die blutige 
Blockade des Stadttheaters beendeten 
griffen sich die Bullen einen der An-
timilitaristen und konnten ihn leider 
festnehmen. Ihm wird nun Rädelsführer10



schaft und Landfriedensbruch vorgewor-
fen. Was an der Aktion den Tatbestand 
des Landfriedensbruch erfüllen soll, 
bleibt wohl vorerst das Geheimnis der 
Polizei.
Zum Hintergrund des Ausbaus und der 
faschistischen Vergangenheit des Flie-
gerhorstes, könnt ihr im dort verteil-
ten Flugblatt mehr erfahren:
Fliegerhorst: von Wunstorf den Tod 
in die Welt tragen 
Der Freundeskreis des Fliegerhorst 
Wunstorf veranstaltet heute ein Bene-
fizkonzert mit dem Heeresmusikkorps 1. 
Doch Krieg ist kein Konzert! Krieg be-
deutet Tod, Verstümmelung und verkohl-
te Leichen. Vor ziemlich genau einem 
Jahr tötete die Bundeswehr bei Kunduz 
(Afghanistan) über 140 Menschen. 
Zur Zeit werden die Start- und Lande-
bahnen auf dem Flugplatz Wunstorf für 
die Stationierung des Airbus A 400 M 
ausgebaut. Außerdem ist ein Logistik-
zentrum für Privatunternehmen geplant. 
Mit dem neuen Großtransporter wer-
den schnelle und umfangreiche Trup-
penverlegungen und der Transport von 
schwerem Material für die weltweiten 
Kriegseinsätze der Bundeswehr möglich. 
Der Fliegerhorst Wunstorf und die Re-
gion Hannover entwickeln sich damit 
erneut zur Drehscheibe internationaler 
Kriege. 
Luftwaffe, Judenvernichtung, totaler 
Krieg – Guernica, Łomza, Warschau, 
Coventry 
Doch nicht nur in den aktuellen Krie-
gen spielt der Fliegerhorst eine her-
ausragende Rolle. Am 26. April 1937 
bombardiert die deutsche Legion Condor 
die baskischen Kleinstadt Guernica. 
Die Legion war zum Teil auf dem Flie-
gerhorst Wunstorf ausgebildet worden 
und hielt sich illegal in Spanien auf, 
um den faschistischen Militärputsch 
Francos zu unterstützen. Durch Pablo 
Picasso bekanntes Gemälde „Guernica“ 
wurde der Name der baskischen Stadt 
zum Symbol für faschistischen Terror 
und die Brutalität des Luftkrieges. 
Ab dem 1. September 1939 beteiligte 
sich die Luftwaffe der Nazis an dem 
Kampfeinsatz gegen Polen. Neben mi-
litärischen Zielen wurden auch Wohn-
viertel angegriffen. Besonders in-
tensiv wurden jüdische Stadtviertel 
bombardiert. So wurde die Kleinstadt 
Łomza, welche von NS-Bevölkerungswis-
senschaftlern zuvor als „Judenstadt“ 
bezeichnet worden war, komplett zer-
stört. Ganze Straßenzüge des jüdischen 
Viertels in Warschau wurde mit Brand-
bomben in Flammen gesetzt. Anschlie-
ßend wurde das gesamte Zentrum der 
polnischen Hauptstadt flächendeckend 
bombardiert. 
Auch im Krieg gegen Frankreich und 
England wurden Wohnviertel angegriffen 
und zerstört. Weltweites Aufsehen er-
regte die Vernichtung der britischen 

Stadt Coventry. 
In der Geschichtsschreibung der Garni-
sonsstadt Wunstorf werden diese Ein-
sätze bis heute verschwiegen. Auf dem 
Fliegerhorst Wunstorf pflegt man mili-
tärische Traditionen und das Andenken 
an den legendäre Ju 52-Bomber, der bei 
all diesen Angriffen zum Einsatz kam. 
Der Fliegerhorst Wunstorf ist also 
eine Drehscheibe des Todes mit langer 
Tradition! Seit die BRD wieder An-
griffskriege wie in Afghanistan führt, 
trägt das deutsche Militär wieder Mord 
und Leid von Wunstorf in die Welt. 
Nie wieder Faschismus – Nie wieder 
Krieg! 
Bundeswehr abschaffen! Fliegerhorst 
dicht machen!
Gerade erst ist auch ein ausführ-
liches Buch über die Geschichte des 
Fliegerhorstes im Nationalsozialismus 
erschienen. Dies und mehr Infos zum 
Fliegerhorst findet ihr hier: 
www.ak-regionalgeschichte.de

Tortenwurf auf Trittin!
Am Mittwochabend, den 22.09.2010 wur-
de der Vorsitzende der grünen Bundes-
tagsfraktion, Jürgen Trittin, im Zuge 
einer Podiumsdiskussion in Hannover 
Opfer einer Joghurt-Torten-Attacke. 
Thema der Diskussion im Rahmen der 
Theaterinszenierung „Freie Republik 
Wendland“ war: „Ideale versus Realpo-
litik“. Der_die Werfer_in konnte un-
erkannt entkommen. Auch wenns keine 
inhaltliche Begründung für Aktion gab, 
können wir uns genug Gründe vorstellen 
wieso Vertreter_innen der Grünen zur 
Zielscheibe werden. 
Die Mitdiskutantin Hanna Poddig, die 
die Aktion erfreulich deutlich be-
grüßte, nennt zum Beispiel einen: die 
Inszenierung als Speerspitze der An-
tiatomkraftbewegung. Krieg, Abschie-
bungen, Hartz 4 und die vielen anderen 
alltäglichen Zumutungen, die die von 
den Grünen getragene kapitalistische 
Wirtschaftsweise und die parlamenta-
rische Repräsentanz so mit sich brin-
gen, sind ein paar weitere…. 11



Peak Oil – Bundeswehr befürchtet 
den Systemzusammenbruch

Was passiert eigentlich, wenn das Öl 
knapp wird? Kapitalismus adé? Finden 
Ölkriege statt? Brechen die Energie-
versorgungssysteme zusammen? Wird es 
nur noch Barbie-Puppen aus Holz geben 
– mit Strohhaaren? Zukunftsphantasien 
einer alarmistischen Linken? Nee.
Eine neue Studie der Bundeswehr be-
schäftigt sich mit dem sogenannten 
Peak Oil (PO). Das ist der Zeitpunkt, 
an dem die maximal mögliche Menge an 
Öl gefördert wird. Das Problem daran 
ist, dass danach für alle Zeiten im-
mer weniger Öl fließen wird. Das Öl 
wird knapper. Keine neue Erkenntnis? 
Alle scheinen trotzdem so weiterzuma-
chen, wie bisher. Und das hat Folgen. 
Das Zentrum für die Transformation der 
Bundeswehr (ZTransfBw (die BW macht 
tolle Abkürzungen!)) geht jedenfalls 
vom schlimmsten aus: dem schwerlich zu 
vermeidenden Systemzusammenbruch. 
Das Dezernat Zukunftsanalyse des Zen-
trums für die Transformation der Bun-
deswehr veröffentlicht in einem fünf-
jährigen Zyklus im Wechsel je eine 
Studie aus der Serie Streitkräfte, Fä-
higkeiten und Technologien im 21.Jahr-
hundert (SFT 21) und eine MidTerm Stu-
dy (MTS). 
Studien der SFT 21-Serie beschrei-
ben langfristige sicherheitspolitische 
Herausforderungen in einem Zeithori-
zont von 30 Jahren.  Durch die lang-
fristige Analyse der globalen Situ-
ation will sich die BRD  Vorteile in 
Bezug auf ihre geostrategischen und 
ökonomischen Interessen sichern. Zu 
den möglichen Bedrohungen dieser In-
teressen gehören auch ökologische Ent-
wicklungen. Die SFT 21-Studie zu Peak 
Oil ist folgerichtig nur die erste 
Teilstudie der Reihe Umweltdimensionen 
von Sicherheit. Da es sich um eine 
Studie der Bundeswehr handelt, geht es 
natürlich auch und vor allem um die 
Bedeutung globaler  Entwicklungen für 
das deutsche Militär; für seine stra-
tegische Ausrichtung, seine materiel-
len Bedürfnisse und die notwendigen 
politischen Zielvorgaben. Kursiv ge-
drucktes ist aus der Studie Zitiertes.

Piek!
Es ist umstritten, wann der PO er-
reicht sein wird. Auch die Bundeswehr 
kann nur die bestehenden Analysen aus-
werten. Diese kommen jedoch zu recht 
unterschiedlichen Ergebnissen, je 
nachdem, wer der Auftraggeber ist. Wen 
wundert‘s. Allerdings wird davon aus-
gegangen, dass PO bereits um das Jahr 
2010 herum eintreten wird, vielleicht 
ein paar Jahre später. Globale sicher-
heitspolitische Auswirkungen erwartet 
die Studie 15 bis 30 Jahre später.
Die BW geht davon aus, dass, im Ge-
gensatz zu bisherigen Ressourcenkon-
flikten, der bevorstehende ums Erdöl 
nicht regional begrenzt werden kann. 
Denn ein globaler Mangel an Erdöl  
führe zu einer geopolitischen Macht-
verschiebung durch die geografische 
Konzentration der Erdöllagerstätten 
und der Transportinfrastruktur. 
Erdöl haben wollen
95% aller industriell gefertigten Pro-
dukte hängen heute von der Verfügbar-
keit von Erdöl ab. Wenn das Öl knap-
per wird, wird es teurer. Das wird als 
eigentliches Problem erkannt. Für ein 
Funktionieren der industriellen Ökono-
mie braucht es vor allem billiges (!) 
Öl. Denn eine starke Verteuerung des 
Erdöls stellt ein systemisches Risiko 
dar. Deswegen habe jeder Einzelstaat 
ein vitales Interesse an der Sicherung 
des Zugangs zu Öl. 
Es reicht (aber) nicht, das Ölfeld zu 
beherrschen, auch der Transportweg und 
etwaige Umschlagplätze wie Seehäfen 
müssen frei zugänglich sein. Die In-
frastruktur, die zur Förderung und zum 
Verkauf von Öl notwendig ist, setzt 
ein stabiles (staatliches) Umfeld vor-
aus. 
Das bedeute, dass Konflikte sich nicht 
mehr begrenzen lassen (Anschläge auf 
Pipelines in Saudi-Arabien sind auch 
und vor allem das Problem der Indus-
trieländer, deren Versorgungssicher-
heit ja auf dem Spiel steht). Zum an-
deren können Konflikte nicht auf eine 
militärische Ebene begrenzt werden. 
Es müssten angepasste Lösungen unter 
Nutzung aller zur Verfügung stehenden 
Mittel gesucht werden.
Vor dem Hintergrund eines heterogener 
werdenden Akteursfeldes  (staatliche 
und sub-staatliche Akteure) wird es 
deshalb nach einem Peak Oil auch zu 
mehreren Konfliktebenen kommen: För-
derländer stehen Nachfragern gegenü-
ber, marktwirtschaftliche Systeme kon-
kurrieren wieder mit Planwirtschaften, 
Entwicklungsländer werden direkt ab-
hängig von den Industrieländern und 
Ölkonzerne bekommen einen hohen Ein-
fluss auf die internationale Politik. 
Über allem schwebt unheilvoll der er-
wartete Angebotsschock, das heißt die 
Erschwernis einer verlässlichen Ver-
sorgung Deutschlands mit Erdöl durch 
Importe.
Die drei größten Öllieferanten 
Deutschlands sind zur Zeit
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DAS PROJEKT: KORN IST GUT
DOPPELKORN IST BESSER 
38 Jahre nach dem Entstehen und 23 Jahre nach 
dem Kauf läuft es super im UJZ Korn. 
So gut, dass es mittlerweile häufig zu eng wird. Zu 
den Voküs kommen so viele Leute, dass zumindest 
bei schlechtem Wetter, der Platz nicht für Alle reicht 
und das Kochen in der kleinen Küche zur Herausfor-
derung wird. Auch unsere Gruppenräume stoßen an 
ihre Kapazitätsgrenzen.
An manchen Tagen sind einfach alle Räume belegt 
und es ist nicht mehr möglich zusätzlichen Gruppen 
Räume für Treffen anzubieten. Außerdem brauchen 
wir einen zweiten Veranstaltungsraum, Archivräume 
und mehr Toiletten.
Ganz zum Schluß hätten wir dann noch einen klei-
nen Überschuß an Platz. Auf alten Aufklebern hieß 
es „UJZ Korn ein Haus mit vielen (T)Räumen“. 
Es braucht Raum um träumen zu können.
Wo schon jeder m² verwaltet ist, bleibt kein Platz 
dafür.
Deshalb wird es Zeit zu wachsen. Seit einiger Zeit 
steht das Haus neben dem UJZ, die Kornstr. 32, 
leer.
Wir haben uns deshalb entschlossen:
Wir wollen es kaufen!!

DIE IDEE:   5 € + X für die Korn

Die finanzielle Unabhängigkeit der Korn ist eine 
wichtige Voraussetzung um Raum für selbst-
organisierte und emanzipatorische Projekte zur 
Verfügung stellen zu können.
Wenn für den Kauf des Nachbarhauses einen neuer 
Kredit aufgenommen wird, helfen viele kleine, mo-
natliche Spenden, langfristig zu planen, die Korn zu 
erweitern und dabei unabhängig zu bleiben. Wenn 
auch du willst, dass es mehr Raum für wider-
ständige Politik und unkommerzielle Kultur
gibt, unterstütze die Korn mit einer kleinen monat-
lichen Spende, in einer Höhe deiner Möglichkeiten! 
Fülle dafür das Lastschriftmandat auf der Rückseite 
aus und gib es zu den Bürozeiten (Mo. - Do. 10 - 15 
Uhr) ab oder schicke es an den:
Verein zur Förderung politischer 
Jugendkulturen e.V. ;  Kornstraße 28 - 30
30167 Hannover.
Wenn du darüber hinaus bei der Planung der Erwei-
terung mitarbeiten willst oder Ideen zur Finanzie-
rung hast, melde dich doch per Mail:
info@ujz-korn.de oder frag im Büro nach.
Wenn du wissen willst, wie viele Leute sich an der 
Kampagne beteiligen und welche weiteren Möglich-
keiten es zur Unterstützung gibt, dann findest du 
unter www. ujz-korn.de weitere Informationen.

Russland, Norwegen und Großbritannien. 
Das heißt, dass schon jetzt 60% der 
Ölimporte aus Ländern kommen, die ihre 
nationalen Peaks bereits hinter sich 
haben! Dafür sei die Abhängigkeit von 
Ländern der OPEC relativ gering. Bis-
lang hatte dies für Deutschland den 
Vorteil einer relativ sicheren Ver-
sorgung, zukünftige Lieferbeziehungen 
könnten allerdings risikobehafteter 
sein. (...) Der Anteil Russlands an 
den deutschen Importen würde - kons-
tante Liefermengen vorausgesetzt - auf 
40 Prozent steigen. Sinkende Importe 
aus Europa könnten durch Importe aus 
dem Nahen Osten, dem kaspischen Raum 
und Afrika ersetzt werden.
Folglich bräuchte es dringend eine Di-
versifizierung der Herkunftsländer und 
eine Schwerpunktverlagerung bei den 
deutschen Ölimporten.
Was passiert nach dem Peak Oil?
Natürlich geht es hier um die Rele-
vanz des PO für eine umfassende Öl-
marktstrategie, insbesondere für die 
deutsche Sicherheitspolitik und die 
Neugestaltung der internationalen Be-
ziehungen.
Hier wird Klartext geredet: Wirt-
schaftskraft, militärische Stärke oder 
der Besitz von Nuklearwaffen werden 
zu einem vorrangigen Instrument der 
Machtprojektion und zu einem bestim-
menden Faktor neuer Abhängigkeitsver-
hältnisse in den internationalen Be-
ziehungen. 
Geopolitik
Die Bundeswehr geht davon aus, dass 
die Ölförderländer an Macht gewinnen 
und sich als regionale oder globale

Führungsmächte etablieren werden. Das 
wird einhergehen mit einer Monopoli-
sierung des Ölexportgeschäftes, von 
dem vor allem die großen Ölkonzerne 
aus Entwicklungs- und Schwellenländern 
profitieren.
Gefürchtet werden die politischen Ein-
flüsse auf die Profitabilität der 
bisherigen global player des Ölge-
schäftes. Es wird nämlich davon aus-
gegangen, dass es ein sogenanntes 
Political Peaking gibt, bei dem die 
nationalen Interessen der Förderlän-
der zu einer Einschränkung des auf dem 
Markt gehandelten Öls führen. Das wäre 
zum Beispiel der Fall, wenn Öl zur 
langfristigen Eigenversorgung eines 
Nationalstaates zurückgehalten würde. 
Außerdem  könnten Ölförderländer mit 
einer politisch motivierten Verknap-
pung des Ölexportes den Preis in die 
Höhe treiben und entsprechenden Rei-
bach machen.
Perfider Weise könnten die Exporteure 
auch auf die Idee kommen, ihren Res-
sourcenreichtum zu nutzen um poli-
tische, wirtschaftliche und ideolo-
gische Ziele gegenüber den von ihnen 
abhängigen Importnationen durchzuset-
zen. Weil dafür aufgrund abnehmender 
Ressourcen nur ein enges Zeitfens-
ter bestehe, könne eine Dynamisierung 
dieses Effektes zu einer beschleu-
nigten Erpressbarkeit der Importeure 
führen und somit zu einem unerhörtem 
Machtzuwachs der Förderländer. So wird 
die Konditionierung der Lieferbezie-
hungen als wesentlicher Faktor der

                                                             Anzeige: 
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